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Anders als im Studium und im Ersten Examen muss im Assessorexamen der Klausurfall nicht nur in 

rechtlicher, sondern auch in tatsächlicher und verfahrensmäßiger Hinsicht bearbeitet werden. Im Vor-

dergrund stehen das Angehen des Falles aus der Sicht des Praktikers sowie die Einhaltung der erforder-

lichen Formalien.

Das AS-Skript „Die verwaltungsgerichtliche Assessorklausur“ behandelt die verschiedenen Aufgaben-

stellungen im gerichtlichen Verfahren, wie sie im Zweiten Examen und in der Praxis auftreten. Anhand 

von Mustern und einer Vielzahl von Formulierungshilfen werden gerichtliche Entscheidungen (Urteil, 

Beschluss, Gerichtsbescheid) und anwaltliche Aufgabenstellungen (Klageschrift, Klageerwiderung, Eil-

antrag etc.) behandelt. Die Darstellung des Verwaltungsprozessrechts greift die spezifischen Anforde-

rungen im Zweiten Examen auf. Schwerpunkte sind die Sachentscheidungsvoraussetzungen des ver-

waltungsgerichtlichen Verfahrens (Klagearten, Fristen u.a.), die Verfahrensbeendigung ohne Sachent-

scheidung (insbesondere Prozessvergleich und Erledigung) und das Eilverfahren. Aufgrund jahrelanger 

Auswertung von Examensklausuren und Kurzvorträgen werden die Probleme dargestellt, die im Assessor-

examen typischerweise auftreten.

Rechtsprechung und Literatur sind bis Juli 2025 berücksichtigt. Die Neuauflage stellt die verschiedenen 

Aufgabenstellungen (gerichtliche Entscheidungen, Anwaltsklausur und Gutachtenklausur) in den Vorder-

grund. Formulierungshilfen sind verstärkt eingearbeitet. Die praktischen Probleme des elektronischen 

Rechtsverkehrs werden umfassend dargestellt. 
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neue Entscheidungen auf ihre Examensrelevanz und Klausurtauglichkeit. 

Im vorliegenden Skript stellt er die verwaltungsprozessualen Probleme so dar, wie sie im Referen-
dariat und im Zweiten Examen auftreten: Auf den Punkt gebracht, aktuell und  leicht verständlich.
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Einleitung

A. Die Aufgabenstellung
1In der verwaltungsgerichtlichen Assessorklausur geht es regelmäßig darum, einen

tatsächlich meist einfachen und nicht allzu umfangreichen Aktenfall in prozessualer
und materiell-rechtlicher Hinsicht zu bearbeiten und das Ergebnis 

n in einem Entscheidungsentwurf (insbes. einem Urteil oder Beschluss),

n in einem anwaltlichen Schriftsatz (Klageschrift, Eilantrag) oder 

n in einem Gutachten oder einer sonstigen schriftlichen Stellungnahme (Votum,
Schreiben an den Mandanten o.Ä.) darzustellen.

2Gerade im Verwaltungsrecht gibt es immer wieder Examensklausuren aus abgelege-
nen Bereichen, in denen Einzelwissen nicht vorausgesetzt wird, sondern lediglich
Verständnis und Arbeitsmethode überprüft werden sollen. Materiell geht es in diesen
Klausuren zumeist darum, das Wissen aus den (bekannten) Kernbereichen auf das un-
bekannte Rechtsgebiet der Klausur zu übertragen (Transferleistung).

Beispiele: Der Ihnen bekannte Begriff der Zuverlässigkeit muss statt in der GewO im WaffG oder
PBefG subsumiert werden. Die allgemeinen Strukturen der Verhältnismäßigkeitsprüfung sind im
Ausländerrecht bei der Ausweisung oder im Umweltrecht bei einer bodenschutzrechtlichen Anord-
nung ebenso wie im Allgemeinen Verwaltungsrecht anzuwenden.

3Die Schwierigkeit dieser Fallgestaltungen liegt zumeist darin zu erkennen, wo die Be-
sonderheiten des speziellen Gesetzes liegen, die ggf. eine abweichende Auslegung
des – für sich genommen – bekannten Tatbestandsmerkmals erfordern. Besonders
wichtig ist bei dieser Art Klausur die Entschlüsselung des Aufgabentextes. Die ma-
teriellen Fragen lassen sich regelmäßig durch die Angaben im Aktenauszug lösen.
Entscheidend ist, dass Sie den Sachverhalt unter das unbekannte Gesetz subsumie-
ren können und damit ihre „Praxistauglichkeit“ unter Beweis stellen. 

4Praxistauglich ist Ihre Klausurlösung nur, wenn Sie die Schwerpunkte richtig setzen.
Sie müssen der Versuchung widerstehen, Unproblematisches breit zu erörtern, nur
weil es Ihnen bekannt ist, und die entscheidenden Fragen des Falles nur beiläufig zu
behandeln. Vor allem müssen Sie beim Abfassen der Entscheidung die formalen und
inhaltlichen Gepflogenheiten der (Klausur-)Praxis beachten.

So sind z.B. im Rahmen der formellen Rechtmäßigkeit die Punkte Zuständigkeit und Verfahren im-
mer, wenn auch in der gebotenen Kürze, anzusprechen. Auch werden im verwaltungsgerichtlichen
Urteil häufig nicht nur die entscheidungserheblichen, sondern alle problematischen Punkte ange-
sprochen, um der Behörde Handlungsanweisungen für künftige Fälle zu geben. Formalfehler der
Beteiligten, etwa ein unrichtig oder ungeschickt formulierter Antrag, werden dagegen eher beiläu-
fig richtig gestellt, ohne viel Aufhebens darum zu machen.

Beachte: Der Schwerpunkt liegt auch in der Assessorklausur auf der Anwendung
des materiellen Rechts, nur angereichert mit prozessualen Problemen. Sie sollten
also bei der Vorbereitung auf das Examen das materielle Recht stets wiederholen.
Das bedeutet aber nicht, dass Sie – wie im Ersten Examen – jede Frage bis in die letz-
te Verästelung beherrschen müssen. In der Assessorklausur soll eine praktische Ent-
scheidung getroffen werden, die nicht mit für die Praxis unbedeutenden (Streit-)
Fragen belastet werden darf. Eine kompakte Darstellung der wichtigsten Rechtsge-
biete finden Sie im AS-Skript Materielles Verwaltungsrecht in der Assessorklausur.

Beachte: Die Bearbeitung darf auch auf unbekannten Gebieten oder bei unvorher-
gesehenen Schwierigkeiten niemals die juristische Arbeitsweise (Subsumtion) ver-
nachlässigen. Nur methodisch einwandfreie Arbeiten lassen den Schluss zu, dass
Sie nicht nur zufällig zu dem (richtigen) Ergebnis gelangt sind, sondern dass Ihnen
dies auch in anderen Fällen gelingen wird.
1
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B. Die Klausurtypen

5 Die Assessorskripten von Alpmann Schmidt behandeln die verwaltungsverfahrens-
rechtlichen und verwaltungsprozessualen Fragen so, wie sie im Examen und in der
Praxis auftreten. Die verwaltungsgerichtliche Assessorklausur stellt Sie hierbei vor
folgende Situationen:

n Häufig beschränkt sich die Aufgabenstellung auf die Anfertigung eines gericht-
lichen Entscheidungsentwurfs (Urteil, Beschluss, Gerichtsbescheid).

n Anwaltsklausuren bestehen i.d.R. aus einem vorbereitenden Gutachten und ei-
nem Schriftsatzentwurf (Klageschrift, Klageerwiderung, Eilantrag).

n In der Prüfungspraxis finden sich zuweilen auch reine Gutachtenklausuren, in de-
nen „nur“ ein Gutachten (z.B. zur Zulässigkeit und Begründetheit einer Klage oder
zur materiellen Rechtslage) anzufertigen ist und sich der praktische Teil in der For-
mulierung des Tenors oder des Klageantrags erschöpft.

C. Die Vorbereitung der Klausurlösung

I. Lesen des Aktenauszugs

6 Der Aktenauszug ist der Schlüssel zur Lösung Ihrer Klausur! Diese Binsenweisheit
trifft vor allem auf Klausuren zu, die eher entlegene Gebiete des besonderen Verwal-
tungsrechts betreffen. Niemand wird von Ihnen erwarten, dass Sie z.B. Einzelfragen aus
dem Waffenrecht oder dem Umweltrecht beherrschen. Entscheidend ist hier, dass Sie
die gesetzliche Systematik erfassen und die Aufgabe methodisch sauber einer ver-
tretbaren Lösung zuführen. Das besondere Verwaltungsrecht ist zumeist nur der Auf-
hänger für die Fallgestaltung. Die rechtlichen Argumente ergeben sich i.d.R. aus Hin-
weisen in den abgedruckten Schriftsätzen. Daher ist unabdingbare Voraussetzung,
dass Sie den Aktenauszug durch mehrfaches Lesen vollständig erfassen. 

II. Chronologie und rechtliche Würdigung

7 Durch das erste Lesen der (auszugsweise) wiedergegebenen Schriftsätze verschaf-
fen Sie sich einen groben Überblick über die Klausur. Versuchen Sie hierbei, den
Sachverhalt zunächst rein tatsächlich im Zusammenhang zu erfassen. Belasten Sie
sich dabei noch nicht mit rechtlichen Überlegungen. Achten Sie von Anfang an auf
die Aufgabenstellung, die sich zumeist unmittelbar aus dem Bearbeitungsvermerk
ergibt.

8 Das dann folgende intensive Durcharbeiten des Aufgabentextes dient der Erfas-
sung der Details. Dabei ist es hilfreich, wenn Sie vor Erstellung der Lösungsskizze aus
den verstreuten Angaben im Aktenauszug eine Übersicht der zeitlichen Abfolge der
Ereignisse (Chronologie) erstellen. Die Assessorexamensklausur wird i.d.R. aus einer
oder mehreren echten Gerichts- oder Behördenakten zusammengestellt. Vor Gericht
wird über einen tatsächlich geschehenen Lebenssachverhalt entschieden. Auch die-
ser ist chronologisch verlaufen. 

9 Die Chronologie können Sie später verwenden, um einen knappen, aber vollständi-
gen Tatbestand zu schreiben.

Beispiel: K ist seit April 2024 Betreiber der Gaststätte „Rokoko“ in der kreisfreien Stadt M. Auf seinen
Antrag vom 15.03.2024 erhielt K am 16.04.2024 eine Baugenehmigung für eine Nutzungsänderung
in eine Diskothek. Nachdem sich im Mai 2024 Nachbar N wiederholt erfolglos bei der Behörde über
ruhestörenden Lärm beschwert hatte, hat N (vorbehaltlich landesrechtlicher Ausnahmen) am 26.08.
2024 Widerspruch erhoben. Gegen den die Baugenehmigung aufhebenden Widerspruchsbescheid
der Bezirksregierung vom 15.10.2024 hat K am 04.12.2024 Klage erhoben.
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10Die rechtlichen Argumente der Beteiligten, die in den Schriftsätzen ausgetauscht
werden, sollten Sie separat zusammenstellen. Sie zeigen Ihnen, was aus Sicht des
Prüfungsamtes erörterungswürdig ist. Diese Hinweise sollten Sie auf jeden Fall in
die Lösung aufnehmen. Versuchen Sie schon bei der ersten Zusammenstellung, eine
innere Ordnung herzustellen, die sich am späteren Entscheidungsaufbau orientiert
(z.B. Trennung von Hinweisen zur Zulässigkeit und zur Begründetheit).

III. Die Klausurbearbeitung

11Die konkrete Aufgabenstellung richtet sich nach dem jeweiligen Bearbeitungsver-
merk. Der Vermerk muss stets aufmerksam gelesen werden. 

12Neben den Standardformulierungen („Die Formalien sind eingehalten“) finden sich im
Bearbeitungsvermerk z.B. folgende Hinweise:

n Datum der Zustellung des Ausgangs- und/oder des Widerspruchsbescheides,

n Datum des Eingangs der Klage (Eingangsstempel), 

n Hinweise auf Formalien des Gerichtsverfahrens (z.B. Beiladung, Vollmachten), 

Chronologie

Datum Ereignis

15.03.2024

seit April 2024

16.04.2024

Mai 2024

26.08.2024

15.10.2024

04.12.2024

Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung

K Betreiber der Gaststätte „Rokoko“ in M

Baugenehmigung für Nutzungsänderung in Diskothek 

Nachbarbeschwerden über ruhestörenden Lärm

Widerspruch des N gegen die Baugenehmigung

Widerspruchsbescheid: Aufhebung der Baugenehmigung

Klage des K gegen den Widerspruchsbescheid

Rechtliche Argumente

Standort Kläger Beklagter Anmerkungen

Zulässigkeit Widerspruch des N
verfristet, 
evtl. verwirkt?

Klage verfristet RBB ordnungs-
gemäß?

Begründetheit keine wesentliche 
Änderung

Vorbelastung durch 
andere Betriebe

Lärm nicht dem 
Betrieb zuzurechnen

Sperrzeitverlängerung 
wäre ausreichend

erhebliche Ausweitung 
des Betriebs 

unzumutbarer Lärm 
durch Besucher

typische Erscheinungs-
form einer Gaststätte

Sperrzeitverlängerung
unzureichend

Bindungs-
wirkung der 
Gaststätten-
erlaubnis?

Hinweis: Gesichtspunkte, die von den Beteiligten nicht benannt wurden, Ihrer An-
sicht nach aber für die Lösung relevant sind, sollten Sie ebenfalls aufführen, auch
wenn diese später ggf. wieder verworfen werden!

Beachte: Auch wenn die Bearbeitungsvermerke i.d.R. gleich lauten, enthalten sie
doch häufig wichtige Hinweise für die Klausurlösung und geben Weichenstellungen
vor! Notieren Sie deshalb die Besonderheiten, die nicht in jeder Klausur standard-
mäßig vorkommen und offensichtlich nur den zu entscheidenden Fall betreffen. 
3
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Die verwaltungsgerichtliche Entscheidung1. Teil
G. Prozesskostenhilfe

353 Im Verwaltungsprozess haben die Beteiligten unter denselben Voraussetzungen wie
im Zivilprozess Anspruch auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (§ 166 Abs. 1 S. 1
VwGO i.V.m. §§ 114 ff. ZPO). Auf Antrag wird vom Gericht nach § 114 Abs. 1 S. 1 ZPO
Prozesskostenhilfe bewilligt, wenn

n die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aus-
sicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint und

n der Betroffene nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen
die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen
kann.

I. Voraussetzungen

1. Antrag

354 PKH wird nur auf Antrag gewährt. Der Antrag ist beim Prozessgericht zu stellen und
kann auch zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt werden (§ 117 Abs. 1 ZPO). Bei der
Antragstellung sind die in der ProzesskostenhilfeformularVO (PKHFV) vorgesehenen
Formulare zu verwenden (§ 117 Abs. 3 u. 4 ZPO).340 In dem Antrag ist das Streitverhält-
nis unter Angabe der Beweismittel darzustellen (§ 117 Abs. 1 S. 2 ZPO). Der Antrag
kann in jedem Verfahrensstadium gestellt werden, zweckmäßigerweise bereits vor
Erhebung der Klage bzw. des Eilantrags. 

Durch den (isolierten) PKH-Antrag wird die Klagefrist nicht gewahrt, jedoch kommt Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand (§ 60 VwGO) in Betracht, wenn der PKH-Antrag mit ausreichenden Un-
terlagen zur Glaubhaftmachung innerhalb der Klagefrist gestellt wird und die Frist versäumt wird,
weil die Prozesskostenhilfe noch nicht bewilligt wurde (s.u. Rn. 637). Denn der bedürftigen Partei ist
grds. nicht zuzumuten, eine Klage oder ein Rechtsmittel einzulegen, wenn sie sich damit einem Kos-
tenrisiko aussetzt, das sie nicht zu tragen vermag.341

PKH-Klausuren sind i.d.R. nicht besonders schwierig, sondern zeichnen sich durch ei-
nige Besonderheiten in rechtlicher und praktischer Hinsicht aus. Mittelbar kann PKH
auch Gegenstand einer Urteilsklausur sein, z.B. wenn es um Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand (§ 60 VwGO) geht, weil über den PKH-Antrag nicht rechtzeitig entschie-
den und deshalb die Klagefrist (unverschuldet) versäumt wurde (s.u. Rn. 637). Auch
bei Anwaltsklausuren bieten sich PKH-Fragen als „willkommene“ Anreicherung an
(s.u. Rn. 414). 

Prozesskostenhilfe

n objektive Voraussetzungen (§ 166 VwGO, § 114 ZPO)

– Antrag (§ 117 ZPO)

– Erfolgsaussichten in der Hauptsache

– keine Mutwilligkeit

n subjektive Voraussetzung: Bedürftigkeit (§ 166 VwGO, § 115 ZPO)

– Berücksichtigung des Einkommens (§ 115 Abs. 1 u. 2 ZPO)

– Einsatz des Vermögens (§ 115 Abs. 3 ZPO i.V.m. § 90 SGB XII)

340 Dazu OVG NRW, Beschl. v. 10.04.2018 – 18 E 240/18, BeckRS 2018, 5888; SächsOVG NVwZ-RR 2019, 439, 440.

341 BVerfG DVBl. 2003, 130, 131; BVerwG NVwZ 2004, 888.



Besondere prozessuale Situationen 2. Abschnitt
2. Erfolgsaussichten

355Die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung muss hinreichende
Aussicht auf Erfolg bieten (§ 114 Abs. 1 S. 1 ZPO). Im PKH-Verfahren prüft das VG da-
her inzident, ob der Antragsteller mit seinem Begehren voraussichtlich Erfolg haben
wird (also z.B. die Zulässigkeit und Begründetheit einer Klage). 

In der Praxis beschränkt sich das Gericht auf eine summarische Prüfung. Die Anforderungen an die
Erfolgsaussichten dürfen dabei nicht überspannt werden, insbes. dürfen ungeklärte Rechts- und
Tatsachenfragen nicht im PKH-Verfahren entschieden werden.342 Der Erfolg des Rechtsbehelfs muss
nicht gewiss sein; vielmehr reicht eine gewisse Wahrscheinlichkeit aus, die bereits gegeben ist,
wenn ein Obsiegen im Hauptsacheverfahren ebenso wahrscheinlich ist wie ein Unterliegen.343

Mit Blick auf die „beabsichtigte“ Rechtsverfolgung kommt die Gewährung von Prozesskostenhilfe
grds. nicht mehr nach Klagerücknahme oder nach übereinstimmender Erledigungserklärung in Be-
tracht. Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Kläger vor der Beendigung des Verfahrens alles ihm
Zumutbare unternommen hat, um dem Gericht eine Entscheidung über seinen bewilligungsreifen
PKH-Antrag zu ermöglichen.344

3. Keine Mutwilligkeit

356Die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung darf nicht mutwillig erscheinen
(§ 114 Abs. 1 S. 1 ZPO). Mutwillig ist sie, wenn ein Beteiligter, der keine Prozesskosten-
hilfe beansprucht, bei verständiger Würdigung aller Umstände von der Rechtsverfol-
gung oder Rechtsverteidigung absehen würde, obwohl eine hinreichende Aussicht
auf Erfolg besteht (§ 114 Abs. 2 ZPO).

Mutwilligkeit liegt z.B. vor, wenn eine einfachere Möglichkeit für die Verwirklichung des Anspruchs
besteht, dann fehlt es i.d.R. aber auch schon am Rechtsschutzbedürfnis.

4. Bedürftigkeit

357Wesentliche Voraussetzung ist, dass der Betroffene nach seinen persönlichen und
wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten nicht, nur zum Teil oder nur in Raten auf-
bringen kann (§ 114 Abs. 1 S. 1 ZPO). Zur Feststellung der Bedürftigkeit hat der An-
tragsteller seinem Antrag eine Erklärung über seine persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse sowie entsprechende Belege beizufügen (§ 117 Abs. 2 ZPO).

In Examensklausuren findet sich i.d.R. der Bearbeitungsvermerk, dass die Angaben zur Bedürftig-
keit des Antragstellers zutreffen und davon auszugehen ist, dass er die Kosten des Verfahrens nicht
selbst tragen kann.345 Die Darstellung in der Klausur beschränkt sich dann im Wesentlichen auf die
Inzidentprüfung der Erfolgsaussichten in der Hauptsache.

II. Rechtsfolge

1. Anspruch auf PKH

358Sind die Voraussetzungen erfüllt, so muss das Gericht PKH gewähren. Es besteht ein
Anspruch des Antragstellers. Allerdings hängt die Entscheidung von den wirtschaft-
lichen Verhältnissen des Antragstellers ab (§§ 114, 120 ZPO):

n Gelangt das Gericht zu dem Ergebnis, dass der Antragsteller keinerlei Prozesskos-
ten tragen kann, wird uneingeschränkt PKH bewilligt.

Hinweis: In PKH-Sachen liegt der Schwerpunkt der Examensklausur daher auf be-
kanntem Terrain. Nur der Anknüpfungspunkt ist ungewöhnlich.

342 Vgl. z.B. BVerfG NVwZ-RR 2024, 169, 170.

343 Kopp/Schenke VwGO § 166 Rn. 8 u. 14a; Baudewin/Scheffer NVwZ 2023, 469, 471 f.

344 VGH BW RÜ2 2022, 189, 190; OVG RP RÜ2 2021, 213, 214.

345 Vgl. z.B. Beaucamp JuS 2004, 706, 708.
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n Kann der Antragsteller einen Teil der Prozesskosten aus seinem Vermögen auf-
bringen, wird PKH bewilligt und dem Antragsteller aufgegeben, den zumutbaren
Teil des Vermögens für die Prozesskosten einzusetzen (§ 115 Abs. 3 ZPO).

n Kann der Antragsteller einen Teil der Kosten aus seinem Einkommen aufbringen, so
wird PKH bewilligt mit der Auflage, monatliche Raten zu zahlen (§ 115 Abs. 2 ZPO).

2. Entscheidung durch Beschluss
359 Die Bewilligung erfolgt durch Beschluss ohne mündliche Verhandlung (§ 127 ZPO),

aber i.d.R. nach Anhörung des Gegners (§ 118 Abs. 1 S. 1 ZPO). Die Bewilligung gilt
immer nur für einen Rechtszug (§ 119 Abs. 1 ZPO). Für die Form gelten die allgemei-
nen Regeln über Beschlüsse (s.u. Rn. 373). In der Praxis wird der Beschluss üblicher-
weise mit einem vollem Rubrum versehen. Erforderlich ist dies nicht, da die Ent-
scheidung kein Vollstreckungstitel ist.346

Eingeleitet wird üblicherweise mit der Formulierung „In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren
…“ o.Ä., teilweise findet sich auch die Formulierung: „In dem Prozesskostenhilfeverfahren …“ Die
Beteiligten werden als „Antragsteller“ bzw. „Antragsgegner“ bezeichnet, unabhängig von ihrer Ver-
fahrensrolle im Hauptsacheverfahren. Zum Teil wird auf die Nennung des Gegners verzichtet, da
dieser nicht Verfahrensbeteiligter ist (s.o.). Dies widerspricht jedoch der Regelung des § 118 ZPO,
der ausdrücklich vom „Gegner“ spricht.

360 Der Tenor lehnt sich an den Gesetzeswortlaut an. Aus dem Tenor muss sich ergeben,
ob und in welcher Höhe Zahlungen nach § 120 Abs. 1 S. 1 ZPO festgesetzt werden.
Ist im Hauptsacheverfahren eine Vertretung durch Anwälte vorgeschrieben (z.B.
vor dem OVG, § 67 Abs. 4 VwGO), wird dem Beteiligten ein Rechtsanwalt seiner Wahl
beigeordnet (§ 121 Abs. 1 ZPO). Ist eine Vertretung – wie im erstinstanzlichen Verfah-
ren vor dem VG – nicht vorgeschrieben, wird ein Anwalt nur beigeordnet, wenn die
Vertretung durch einen Anwalt erforderlich erscheint oder der Gegner durch einen
Rechtsanwalt vertreten ist (§ 121 Abs. 2 ZPO). Erforderlich ist die Beiordnung eines
Anwalts insb. dann, wenn nach Kenntnisstand und den Fähigkeiten der Prozesspar-
teien ein deutliches Ungleichgewicht besteht.347 Wird ein Anwalt beigeordnet, so
muss dies in den Tenor aufgenommen werden, wobei der Anwalt eindeutig zu iden-
tifizieren ist (z.B. durch Angabe der Anschrift).348

Im Falle der Beiordnung hat der Anwalt keinen eigenen Vergütungsanspruch gegen den Man-
danten (§ 122 Abs. 1 Nr. 3 ZPO). Er erhält lediglich eine Entschädigung aus der Staatskasse (§§ 45 ff.
RVG) nach besonderen Gebührensätzen (§ 49 RVG). Soweit die Staatskasse zahlt, geht ein evtl. Kos-
tenerstattungsanspruch gegen den Gegner auf den Staat über (§ 59 RVG).

Keinen Einfluss hat die PKH-Bewilligung auf das Verhältnis zum Prozessgegner (§ 123 ZPO), d.h.
soweit der PKH-Berechtigte den Prozess verliert, muss er die Kosten des Gegners selbst tragen. In-
soweit bleibt daher auch bei Bewilligung von PKH ein Kostenrisiko.

361 Eine Kostenentscheidung ist nicht erforderlich, da das PKH-Verfahren gerichtskos-
tenfrei ist und dem Gegner auch keine Kosten erstattet werden (§ 118 Abs. 1 S. 4 ZPO).
Eine Begründung des Beschlusses ist nur erforderlich, wenn das Verwaltungsgericht
PKH ganz oder teilweise ablehnt (§§ 122 Abs. 2, 166 VwGO, § 127 Abs. 2 S. 2 ZPO). Für
das PKH-Verfahren selbst kann keine Prozesskostenhilfe bewilligt werden.349

In der Praxis ist eine Begründung unter Darlegung der Voraussetzungen des § 115 ZPO allerdings
auch üblich, wenn PKH ohne Ratenzahlung bewilligt worden ist.350 Soweit die Gründe der Entschei-
dung Angaben über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Partei enthalten, dür-
fen sie dem Gegner nur mit Zustimmung des Antragstellers zugänglich gemacht werden (§ 127
Abs. 1 S. 3 ZPO, vgl. auch § 117 Abs. 2 S. 2 ZPO).

346 Fischer JuS 2004, 1068, 1070.

347 BVerfG, Beschl. v. 06.05.2009 – 1 BvR 439/08, BeckRS 2010, 52864; Baudewin/Scheffer NVwZ 2023, 469, 473.

348 Hahn JA 2021, 1021, 1023.

349 VGH BW, Beschl. v. 04.12.2024 – 13 S 410/24, BeckRS 2024, 34093; Kopp/Schenke VwGO § 166 Rn 2.

350 Fischer JuS 2004, 1068, 1071.



Besondere prozessuale Situationen 2. Abschnitt
7 M 453/25

B e s c h l u s s

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

…

hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts 

am … 

durch …

beschlossen:

Dem Antragsteller wird Prozesskostenhilfe für den ersten Rechtszug be-
willigt (ggf.: Dem Antragsteller wird unter Beiordnung von Rechtsanwalt 
… Prozesskostenhilfe für den ersten Rechtszug bewilligt).

Der Antragsteller hat ab dem … insgesamt … Raten in Höhe von … Euro 
monatlich an die Staatskasse zu zahlen.

Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt.

Gründe

I.
(Darstellung des Sachverhalts)

II.

Der Antrag des Antragstellers ist in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang be-
gründet. Gemäß § 166 VwGO i.V.m. § 114 ZPO erhält ein Beteiligter, der nach seinen
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung
nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, auf Antrag Prozesskostenhil-
fe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende
Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.

Diese Voraussetzungen sind dem Grunde nach erfüllt. Der Antragsteller hat durch
Vorlage von Erklärungen über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse
und von entsprechenden Nachweisen seine Bedürftigkeit dargetan. …

Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet unter Berücksichtigung des Vorbrin-
gens des Antragstellers auch hinreichende Aussicht auf Erfolg. Dies ist schon dann
der Fall, wenn ein Obsiegen ebenso wahrscheinlich ist wie ein Unterliegen. Auf die-
ser Grundlage bestehen vorliegend hinreichende Erfolgsaussichten. Die zu erhe-
bende Klage des Antragstellers wäre voraussichtlich zulässig und begründet. …

Mit der Bewilligung von Prozesskostenhilfe war dem Antragsteller auf seinen An-
trag gemäß § 166 VwGO i.V.m. § 121 Abs. 2 S. 1 ZPO sein Anwalt beizuordnen, da
die Vertretung durch einen Rechtsanwalt erforderlich erscheint. Unter Berücksich-
tigung der Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage und der persönlichen Verhält-
nisse des Antragstellers ist diesem nicht zumutbar, das Verfahren selbst zu führen.

Abweichend vom Antrag des Antragstellers war Prozesskostenhilfe nur unter
gleichzeitiger Auferlegung von Ratenzahlungen zu gewähren. Denn dem Antrag-
steller ist zumutbar, monatliche Raten in Höhe von … Euro aus seinem Einkommen
aufzubringen. Der Antragsteller verfügt über ein nach § 115 ZPO einzusetzendes
Einkommen von monatlich … Euro. …
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Muster: Klageschrift

Rechtsanwälte …

Verwaltungsgericht 
…
per beA

Klage 

des …

Klägers,

– Prozessbevollmächtigte: …

gegen

den …

Beklagten,

wegen Beihilfe

Streitwert: …

Namens des Klägers und kraft beiliegender Vollmacht erheben wir Klage gegen
den Beklagten und werden beantragen, 

1. den Beklagten zu verpflichten, dem Kläger auf seinen Antrag vom … zu ge-
währen,

2. den Bescheid des … vom … und den Widerspruchsbescheid vom … auf-
zuheben, soweit die Bescheide der Verpflichtung zu 1. entgegenstehen,

3. dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen und die Zuziehung
eines Bevollmächtigten im Vorverfahren für notwendig zu erklären.

Begründung: 

I. 

Der Kläger ist Beamter des Landes … im höheren Justiz- und Verwaltungsdienst.
Mit Antrag vom … beantragte er … Mit Bescheid vom … (Anlage 1) erkannte der
… Hiergegen hat der Kläger mit anwaltlichem Schreiben vom … Widerspruch er-
hoben, der mit Widerspruchsbescheid des … vom … (Anlage 2) als unbegründet
zurückgewiesen wurde.

II.

Der Kläger hat einen Anspruch auf … Entgegen der Ansicht des Beklagten handelt
es sich bei den geltend gemachten Aufwendungen nicht um … Unrichtig ist des
Weiteren, dass …



Praktischer Teil 2. Abschnitt
II. Klageerwiderung

433Für die Klageerwiderung gelten die vorstehenden Grundsätze entsprechend. Aller-
dings wird sich diese Aufgabenstellung im Examen zumeist nicht aus anwaltlicher,
sondern aus behördlicher Sicht ergeben. Gegenüber der Klageschrift ergeben sich
folgende formale Abweichungen: Die Bezeichnung als Klageerwiderung wird nicht
durch eine besondere Überschrift zum Ausdruck gebracht, sondern der Schriftsatz
wird lediglich durch ein verkürztes Rubrum unter Angabe des Aktenzeichens des Ge-
richts eingeleitet.

1. Antrag

434Ein Antrag ist auch bei der Klageerwiderung nicht ausdrücklich vorgeschrieben (vgl.
§§ 85 S. 2, 86 Abs. 3 u. 4 VwGO), jedoch muss der Beklagte zu erkennen geben, welche
Entscheidung des Gerichts er begehrt.

2. Sachverhalt

435Eine Sachverhaltsdarstellung in der Klageerwiderung erübrigt sich zumeist. Die Be-
hörde wird i.d.R. auf die Tatsachenfeststellungen im Ausgangs- bzw. Widerspruchsbe-
scheid verweisen. Hat der Kläger allerdings neue oder bislang noch nicht berücksich-
tigte Tatsachen vorgetragen, muss sich der Beklagte hierzu äußern. 

3. Rechtliche Würdigung

436a) Auf die Zulässigkeit der Klage ist in der Klageerwiderung nur einzugehen, soweit
diese tatsächlich zweifelhaft ist (häufig Durchführung des Vorverfahrens, Klagefrist).
Fehlt das erforderliche Vorverfahren, so muss die Behörde entscheiden, ob sie sich
auf die Klage sachlich einlassen will, wodurch das Vorverfahren ggf. entbehrlich und
die zunächst unzulässig erhobene Klage zulässig wird (s.u. Rn. 578). Dabei ist u.a. zu
beachten, dass nach § 45 Abs. 2 VwVfG Form- und Verfahrensmängel noch im ge-
richtlichen Verfahren geheilt werden können. Auch Ermessenserwägungen können
gemäß § 114 S. 2 VwGO noch im Prozess ergänzt werden. Daher kann im gericht-
lichen Verfahren häufig dasselbe erreicht werden wie im Widerspruchsverfahren. Um
eine endgültige Klärung der Angelegenheit zu erreichen, kann es daher durchaus
zweckmäßig sein, das Fehlen des Vorverfahrens nicht zu rügen.

437b) Die Ausführungen zur Begründetheit der Klage müssen eine konkrete Ausein-
andersetzung mit dem klägerischen Vorbringen enthalten. Es erfolgt daher keine un-
reflektierte Umsetzung des Gutachtens, insb. sollte auf unstreitige Rechts- und Tatsa-
chenfragen nicht eingegangen werden.

438c) Im (vorgeschalteten) Gutachten muss sich die Behörde Klarheit verschaffen, ob es
überhaupt sinnvollist, sich gegen die Klage zu verteidigen. Dabei müssen ggf. auch
bislang nicht bekannte Tatsachen und neue Tatsachen berücksichtigt werden. So
kommt es z.B. für die Begründetheit einer Verpflichtungsklage grds. nicht darauf an,
ob der Kläger bei Antragsstellung einen Anspruch auf den begehrten VA hatte, son-
dern nur, ob dies im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung der Fall ist. Daher

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren

… gegen …

– 5 K 2347/25 –

vertreten wir den Beklagten und beantragen, 

die Klage abzuweisen.
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kann es erforderlich sein, nach der letzten Behördenentscheidung eingetretene Ver-
änderungen zu berücksichtigen (so z.B. auch bei der Anfechtung von DauerVAen).394

Ergibt die Sachprüfung z.B., dass der angefochtene VA rechtswidrig ist und Rechte des Klägers ver-
letzt, ist es nicht nur zweckmäßig, sondern entspricht der Pflicht der Behörde zu rechtmäßigem Ver-
waltungshandeln (Art. 20 Abs. 3 GG), den angefochtenen Bescheid selbst aufzuheben bzw. den be-
gehrten VA zu erteilen. Dadurch stellt die Behörde den Kläger klaglos, der sodann das Verfahren i.d.R.
für erledigt erklären wird.

439 d) Im Fall der Erledigung ist in der Praxis häufig zu beobachten, dass sich der Beklag-
te (Behörde oder Verwaltungsträger) weigert, sich der Erledigungserklärung des Klä-
gers anzuschließen, z.B. weil er der Auffassung ist, die ursprüngliche Klage sei unzu-
lässig oder unbegründet gewesen. Da das Gericht diese Frage im Verwaltungspro-
zess aber nur ausnahmsweise prüft (s.o. Rn. 308 ff.), ist dem Beklagten anzuraten, sich
bei objektiv vorliegender Erledigung der Erklärung des Klägers anzuschließen. Nur
dann kann er im Rahmen der Kostenentscheidung nach § 161 Abs. 2 VwGO errei-
chen, dass das Gericht inzident die Erfolgsaussichten des bisherigen Antrags berück-
sichtigt (s.o. Rn. 278). Bleibt die Erledigungserklärung des Klägers dagegen einseitig,
unterliegt der Beklagte mit seinem unveränderten Klageabweisungsantrag bei tat-
sächlicher Erledigung grds. auch dann, wenn die Klage ursprünglich unzulässig oder
unbegründet war (s.o. Rn. 317).

III. Anträge im Eilverfahren

440 Für Anträge im vorläufigen Rechtsschutzverfahren gelten die vorstehenden Grundsät-
ze entsprechend. §§ 80, 80a, 123 VwGO regeln die Formalien nicht ausdrücklich, des-
halb ist auf die Vorschriften des Klageverfahrens zurückzugreifen (insbes. §§ 81, 82
VwGO).

441 Auch wenn der Antrag nach § 82 Abs. 1 S. 2 VwGO (analog) keine zwingende Vor-
aussetzung ist, sollte man sich in der Praxis nicht darauf verlassen, dass das Gericht
(oder gar der Prüfer) das Begehren schon richtig auslegen wird. Die Antragstellung
hat sich stets an der späteren Tenorierung auszurichten (vgl. Rn. 796 ff.):

394 Allgemein zum entscheidungserheblichen Zeitpunkt unten Rn. 685 ff.

Beachten Sie, dass die Beteiligten im Antragsschriftsatz „Antragsteller“ und „An-
tragsgegner“ heißen, die Anwälte sind die „Verfahrensbevollmächtigten“.

Bei gesetzlichem Ausschluss der aufschiebenden Wirkung 
(§ 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 – 3a u. S. 2 VwGO)

Wir beantragen,

die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs/der Klage des Antrag-
stellers vom … gegen den Bescheid des … vom … anzuordnen.

Bei Anordnung der sofortigen Vollziehung (§ 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO)

… die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs/der Klage des Antragstellers vom
… gegen den Bescheid des … vom … wiederherzustellen.

Bei sog. faktischem Vollzug (§ 80 Abs. 5 VwGO analog)

… festzustellen, dass der Widerspruch/die Klage des Antragstellers vom … gegen
den Bescheid des … vom … aufschiebende Wirkung entfaltet.



Das verwaltungsprozessuale Gutachten 2. Abschnitt
VERPFLICHTUNGSKLAGE

A. Zulässigkeit der Klage

I. Verwaltungsrechtsweg

 Spezialzuweisung zum Verwaltungsgericht (z.B. § 54 Abs. 1 BeamtStG)

 Generalklausel, § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO

IV. Vorverfahren

 ordnungsgemäßes Widerspruchsverfahren, § 68 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 VwGO

 Ausnahmen, § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO
– kraft Gesetzes (insbes. landesrechtliche Ausnahmen nach AGVwGO, JustG)
– VA einer obersten Bundes- oder Landesbehörde (insbes. Ministerium),

außer wenn Gesetz Nachprüfung vorschreibt (z.B. § 126 Abs. 2 S. 2 BBG)
– erstmalige Beschwer durch Widerspruchsbescheid oder Abhilfebescheid

 Vorverfahren entbehrlich
– bei Untätigkeit, § 75 VwGO
– wenn Zweck des Widerspruchsverfahrens auf andere Weise bereits erreicht

oder nicht mehr erreicht werden kann (insbes. rügelose Einlassung des mit
der Widerspruchsbehörde identischen Beklagten [vertreters])

V. Klagefrist

 § 74 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 VwGO: 1 Monat
– ab Zustellung des Widespruchsbescheides, § 74 Abs. 1 S. 1 VwGO
– oder (im Fall des § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO) ab Bekanntgabe der Ablehnung

 § 58 Abs. 2 VwGO: 1 Jahr bei fehlender/unrichtiger Rechtsbehelfs belehrung

VI. Klagegegner

 Rechtsträger der Ausgangsbehörde, § 78 Abs. 1 Nr. 1 VwGO

 (Ausgangs-)Behörde, § 78 Abs. 1 Nr. 2 VwGO i.V.m. Landesrecht

II. Statthaftigkeit

Verpflichtungsklage, wenn Erlass eines (begünstigenden) VA begehrt wird

 Verwaltungsakt i.S.d. § 35 VwVfG,
bei schlichtem Verwaltungshandeln, wenn regelnde Entscheidung über das
„Ob“ vorgeschaltet (z.B. bei Ermessen oder Ausschlussgründen)

 i.d.R. keine isolierte Anfechtung der Ablehnung (Rechtsschutzbedürfnis!)

 bei Konkurrentenklage ggf. zusätzlich Anfechtung der Drittbegünstigung

 keine Annexanträge zulässig (str.)

III. Klagebefugnis

Geltendmachung eines subjektiven Rechts (= Anspruchs), § 42 Abs. 2 VwGO

 aus einfach-gesetzlichen Vorschriften mit Anspruchsqualität

 aus Grundrechten (insbes. in der Funktion als Leistungs-/Teilhaberechte)
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VERPFLICHTUNGSKLAGE

B. Begründetheit, § 113 Abs. 5 VwGO

 Ablehnung/Unterlassung rechtswidrig

 Rechtsverletzung des Klägers

 Spruchreife }

 gebundene Entscheidung
–> Anspruch auf Erlass des VA

 Ermessensentscheidung
– Ermessensreduzierung auf Null
– Anspruch auf ermessensfehler-

freie Entscheidung
–> Neubescheidung, wenn

Ableh nung Ermessensfehler
aufweist

Vornahmeurteil,
§ 113 Abs. 5 S. 1 VwGO

Bescheidungsurteil,
§ 113 Abs. 5 S. 2 VwGO

I. Anspruchsgrundlage

 öffentlich-rechtliche Sonderbeziehungen
– öffentlich-rechtlicher Vertrag
– begünstigender VA
– Zusicherung (§ 38 VwVfG)

 einfach-gesetzliche Vorschriften mit Anspruchsqualität
(+), wenn Vorschrift zumindest auch dem Schutz von Individualinteressen
des Klägers zu dienen bestimmt ist (Schutznormtheorie)

 ausnahmsweise Grundrechte
Teilhaberechte, Leistungsrechte, Schutzpflichten

II. Formelle Voraussetzungen

 Antrag an zuständige Behörde

 ggf. Mitwirkungsakte anderer Behörden (z.B. § 36 BauGB)

III. Materielle Voraussetzungen

 ausdrücklich geregelt

 ggf. Umkehrschluss aus Versagungsgründen

 Art. 3 Abs. 1 GG i.V.m. Selbstbindung der Verwaltung

IV. Rechtsfolge

Anspruch auf Erlass
des begehrten VA
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